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Empfehlung 

der Eidgenössischen Kommission für Konsumentenfragen 

vom 10. April 2026 über die Klageberechtigung des Bundes und der Konsumentenschutzorganisationen 
gemäss Artikel 10 des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) 

 

Gestützt auf Artikel 9 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 5. Oktober 1990 über die Information der Konsumentinnen 

und Konsumenten (KIG) sowie auf Artikel 1 des Reglements der Eidgenössischen Kommission für 

Konsumentenfragen (EKK) vom 1. Februar 1966 unterbreitet die EKK dem Bundesrat folgende 

 
EMPFEHLUNG 

 

 
Seit 2012 kann der Bund gemäss Artikel 9 UWG-Klage einreichen, wenn Kollektivinteressen betroffen sind 

(Art. 10 Abs. 3 UWG). Im Einklang mit Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2011 über das Klagerecht 

des Bundes im Rahmen des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (SR 241.3) wird er dabei durch 

das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) vertreten. 

 
In seinem Urteil vom 1. Dezember 2020 (4A_235/2020) hat das Bundesgericht die Klageberechtigung des SECO 

zur Verteidigung von Kollektivinteressen an die strenge Anforderung geknüpft, dass die beanstandeten 

Geschäftspraktiken die Interessen einer Vielzahl von Personen bedrohen oder verletzen bzw. betreffen oder 

betreffen könnten. Das Bundesgericht bezog sich bei diesem Urteil auf die Vorarbeiten zur Verabschiedung von 

Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b UWG und kam zum Schluss, dass das SECO, um rechtlich vorgehen zu können, 

nicht nur Kenntnis von unlauteren Verhaltensweisen erlangt haben muss, sondern dass vielmehr eine gewisse 

Anzahl Beschwerden beim SECO eingegangen sein müssen. 

 
Aufgrund dieses Urteils ist die Handlungsfähigkeit des Bundes unbestrittenermassen sehr beschränkt. Nationalrat 

Stefan Altermatt-Müller hat in seinem Postulat 23.3598 vom 31. Mai 2023 explizit darauf hingewiesen, wie sehr 

diese Anforderung den Handlungsspielraum der Behörde einschränkt. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 

vom 16. August 2023 anerkannt, wie streng diese Anforderung ist, und sich für eine Gesetzesrevision 

ausgesprochen. Seither sind mehr als zwei Jahre vergangen. 

 
Mit dieser Empfehlung soll die Wichtigkeit und Dringlichkeit einer solchen Gesetzesrevision unterstrichen werden. 

Der Nachweis der betroffenen Kollektivinteressen sollte nicht an übermässig strenge Anforderungen gebunden sein. 

Dies gilt umso mehr, als das UWG im Gegensatz zu anderen Rechtssystemen nicht über einen Verwaltungsapparat 

verfügt, der die Lauterkeit des Wettbewerbs überwacht. Ob beim SECO Beschwerden eingereicht werden – und 



erst recht eine Vielzahl davon –, sollte als Kriterium keine Rolle spielen. Die Behörde sollte die Justiz einschalten 

können, sobald sie Kenntnis von unlauteren Praktiken hat, die dem Kollektivinteresse zuwiderlaufen. 

 
Der Begriff des Kollektivinteresses muss breiter ausgelegt werden. Im Bereich der Konsumentenpolitik liesse sich 

das am Beispiel einer Klage veranschaulichen, mit der verhindert werden soll, dass für eine Gruppe zukünftiger 
Konsumentinnen und Konsumenten weitere Nachteile entstehen. Aufgrund ihres präventiven Charakters würde 

eine solche Klage tatsächlich einem abstrakten Kollektiv von Konsumentinnen und Konsumenten dienen und sich 

so von der Summe der Einzelinteressen einer Konsumentengruppe unterscheiden, obwohl auch dies bereits 

ausreichen würde, um ein Kollektivinteresse zu begründen. 

 
Dieses Beispiel verdeutlicht eine weitere Problematik des aktuellen Artikels 10 UWG, nämlich den finanziellen 
Charakter der von Konsumentenschutzorganisationen eingeleiteten Klagen. Die Organisationen können jedoch ein 

ähnliches Interesse wie der Bund verfolgen, wenn sie gemäss Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b UWG klagen. Diese 

Bestimmung verlangt nämlich nicht, dass die Konsumentenschutzorganisationen gemäss ihren Statuten zur 

Wahrung der wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder befugt sind, wie dies bei Berufsverbänden der Fall ist, wenn 

sie gestützt auf diesen Artikel klagen wollen (s. insb. Domej/Honegger-Müntener zu Art. 10, in: DIKE-Kommentar 

zum Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), Heizmann/Loacker, 2025, Rz. 24). 

 

Konsumentenschutzorganisationen sollten somit, wenn sie keinen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sondern ein 

Kollektivinteresse vertreten, ähnlich behandelt werden wie der Bund. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn 

eine Konsumentenschutzorganisation gemäss Artikel 8 UWG gegen die Verwendung missbräuchlicher allgemeiner 

Geschäftsbedingungen (AGB) klagt. Besteht das Ziel der Klage darin, dass ein Berufsverband, von dem die 

vorformulierten Vertragsklauseln stammen, sich gegenüber den Konsumentinnen und Konsumenten (an die sich 

die AGB richten) fair verhält, so handelt es sich dabei um ein ideelles Ziel. Die Organisation setzt sich (genau wie 

der Bund) nicht für ihr eigenes Vermögen ein, sondern verfolgt ein Ziel von öffentlichem Interesse, nämlich dazu 

beizutragen, dass in der betreffenden Branche ein fairer Wettbewerb herrscht (s. Gordon-Vrba L., AGB-Kontrolle 

durch Verbandsklagen der Konsumentenverbände, in: Allgemeine Geschäftsbedingungen nach neuem Schweizer 

Recht, Zürich 2014, S. 1 ff., insb. Rz. 26 und 41). 

 

Da sie der Wahrung eines solchen Interesses dienen, müssten die Klagen von Konsumentenschutzorganisationen 

als Klagen nicht vermögensrechtlicher Art eingestuft werden. Dies ist jedoch aktuell nicht der Fall. Im Gegensatz 

zu Klagen des Bundes wegen unlauteren Wettbewerbs gelten diejenigen von Konsumentenschutzorganisationen 

als Klagen vermögensrechtlicher Art. Bei der Festsetzung von Vorschüssen, Kosten und Auslagen spielt der 

Streitwert hier somit eine entscheidende Rolle. Angesichts der Höhe dieser bekannterweise mit Klagen 

verbundenen Kosten und der knappen finanziellen Mittel der Konsumentenschutzorganisationen leuchtet ein, 

warum diese nur selten wegen Verstössen gegen das UWG-Klage einreichen. Die EKK empfiehlt dem Bundesrat 

daher, diesen Aspekt zu berücksichtigen und im Einklang mit der Zivilprozessordnung eine Gesetzesänderung 

anzustreben, damit für Konsumentenschutzorganisationen bei einer Klage zur Wahrung eines Kollektivinteresses 

von Konsumentinnen und Konsumenten die gleiche verfahrensrechtliche Behandlung gilt wie für den Bund gemäss 

Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b UWG (nicht vermögensrechtliches Verfahren). 

 

Für die Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen 


